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Reinhard Jung (MdL)

Redebeitrag zum Unterbezirksparteitag der SPD im Kreis Olpe

am 28. Oktober 2006

Es gilt das gesprochene Wort!
Liebe Genossinnen und Genossen,
gerne erstatte ich Euch einen kurzen Bericht über die aktuelle politische Situation auf Landesebene.

Die Zeit vergeht schnell. Rüttgers und Co. regieren nun schon seit fast 1 ½ Jahren. Und noch immer ist nicht deutlich, wohin die Reise gehen soll. Signifikant für den permanenten politischen Eiertanz, den diese Landesregierung aufführt, ist der von Finanzminister Linssen kürzlich in den Landtag eingebrachte Haushalt 2007.

Linssen hatte vollmundig versprochen, dass jeder zusätzliche Euro bei den Steuereinnahmen in den Schuldenabbau geht. Die Wahrheit ist aber die: Es gibt Steuermehreinnahmen von über 2,1 Milliarden Euro. Davon wird rund eine Milliarde Euro – also fast die Hälfte – für Mehrausgaben verwendet. Der vorliegende Entwurf ist somit wahrlich kein Sparhaushalt!
Trotz des insgesamt höheren Ausgabevolumens werden die landeseigenen Investitionen um sage und schreibe 350 Millionen Euro zurückgefahren. Das ist wahrlich kein Ruhmesblatt! Gleichzeitig ist festzustellen, dass es beim groß angekündigten Personalabbau keinen Fortschritt gibt. Die Landesregierung schafft unter dem Strich mehr neue Stellen als sie alte abbaut. CDU und FDP sagen das Eine – und tun das Andere!
In dem Bereich – nämlich an den Schulen – wo die Landesregierung deutlich mehr Personal in Aussicht gestellt hatte, geht es aber nicht wirklich aufwärts. 1.000 „frischen“ Lehrerstellen, die versprochen waren, stehen 500 kw-Stellen, die abgebaut werden, gegenüber. Unter dem Strich verbleiben also 500 zusätzliche Stellen. Davon sollen 250 im Rahmen des neuen „Personaleinsatzmanagements“ fachfremd durch Umsetzung besetzt werden. Bleiben also gerade mal 250 vollwertige neue Lehrerstellen – für rund 6.700 Schulen. Das ist ein Tropfen auf den heißen Stein - nicht mehr!
Kontraproduktive Kürzungen – etwa im Bereich der Kindertagesstätten oder auch der wichtigen Jugendarbeit – werden trotz günstiger Entwicklung der Steuereinnahmen nicht zurück genommen. Das ist unsozial und verursacht später Folgekosten, die wesentlich höher sind.
Leidtragende der Finanzpolitik dieser Landesregierung sind mehr denn je zuvor die Kommunen des Landes. Viele von ihnen befinden sich seit Jahren in einer dramatischen Schuldenspirale. Das hält die Landesregierung nicht davon ab, ihnen zusätzliche Belastungen in Höhe von über 450 Millionen Euro aufzubürden. Ich will hier nur die „dicksten Brocken“ aufzeigen:

Minus 85 Millionen Euro durch Ausfall der Erstattung nicht eingenommener Elternbeiträge in den Kindergärten;

Minus 94 Millionen Euro durch höhere Beteiligung bei der Krankenhausfinanzierung;

Minus 162 Millionen Euro durch Streichung des kommunalen Anteils an der Grunderwerbssteuer;

Minus 54 Millionen Euro beim Gemeindefinanzierungsgesetz.

Angesichts der bereits erwähnten Steuermehreinnahmen des Landes von etwa 2,1 Mrd. Euro gegenüber 2006 ist diese Politik zu Lasten der Städte und Gemeinden unverständlich und unverantwortlich. Unverantwortlich auch deshalb, weil notwendige Investitionen der Kommunen so regelrecht abgewürgt werden. Handwerk und Mittelstand werden dies zu spüren bekommen. Auch haben unsere Kommunen eine unverzichtbare Funktion bei der Daseinsvorsorge und im sozialen Bereich. Wer sie schwächt und überfordert, trifft die Bürgerinnen und Bürger des Landes damit ganz direkt.
Lasst mich jetzt noch näher auf die Bildungspolitik eingehen. Ich sagte bereits, dass sich die Personalsituation an den Schulen im kommenden Haushaltsjahr nicht wesentlich verbessern wird. Knüppeldick kommt es auch für die Weiterbildungseinrichtungen im Lande. Die Mittel für diesen Bereich sollen um mehr als 18 Millionen Euro zusammengestrichen werden. Das kommt einer Zerschlagung der Weiterbildungslandschaft gleich. Besonders betroffen ist der ländliche Raum, in dem 104 kleine Volkshochschulen angesiedelt sind. Mit den geplanten Kürzungen wird der Landesanteil an ihrer Finanzierung von früher 50 Prozent auf dann nur noch 15 Prozent sinken. Besonders problematisch ist, dass dadurch auch die Angebote der Volkshochschulen im Bereich der schulischen Bildung gefährdet sind. Jeder muss wissen, dass die Volkshochschulen heute vielen jungen Menschen ohne Schulabschluss die Möglichkeit bieten, den Hauptschulabschluss nachzuholen. Auch führen die Volkshochschulen heute ein Drittel der Integrationskurse für Migranten, die zu uns kommen, durch. Es ist daher unverantwortlich, wenn die Landesregierung diese Strukturen mutwillig zerschlägt oder zumindest auf’s Spiel setzt.
Stichwort Bildung: Alle Parteien sind sich seit dem ungünstigen Abschneiden Deutschlands und Nordrhein-Westfalens in den Pisa-Studien einig, dass hier Grundlegendes geschehen muss. Die SPD-Landtagsfraktion hat dieses zentrale Thema am vergangenen Wochenende, wir Ihr sicherlich der Presse entnommen habt, auf einer Klausurtagung - zusammen mit namhaften Experten - diskutiert. Ziel ist die Verabschiedung eines bildungspolitischen Gesamtkonzepts der NRW-SPD.
Mit der Regierung Rüttgers steht uns ein politischer Gegner gegenüber, der sich in der Bildungsfrage ideologisch eingemauert hat und eine offene Diskussion darüber verweigert, welche Bildung die Beste für unsere Kinder und Jugendlichen ist. Um so wichtiger ist es, dass wir als Opposition diese notwendige Diskussion intensiv führen.
Wir Sozialdemokraten in Nordrhein-Westfalen sind uns einig, dass eine optimale frühkindliche Förderung der Schlüssel für eine erfolgreiche anschließende Schullaufbahn ist. Der Besuch des letzten Kindergartenjahres sollte aus diesem Grunde verbindlich sein. Wir Sozialdemokraten wollen es deshalb beitragsfrei stellen, wobei klar ist, dass das Land diese Kosten übernehmen muss. Einig waren wir uns in Krefeld auch, dass die Ganztagsangebote an unseren Schulen konsequent auszubauen sind. Wir wollen Ganztag für alle Schulformen.

Darüber hinaus plädieren wir Sozialdemokraten dafür, Kinder länger gemeinsam lernen zu lassen. Zumindest in der sogenannten Orientierungsstufe – also der 5. und der 6. Klasse – muss und sollte unseres Erachtens in Zukunft schulformübergreifender Unterricht erteilt werden. Die bisher bereits nach dem vierten Schuljahr stattfindende „Selektion“ stellt eine schwere Hypothek für die Chancengleichheit der Mädchen und Jungen in unserem Land dar. In allen Ländern, die in den Pisa-Studien besser abgeschnitten haben, gibt es diese frühe Auslese nämlich nicht. Dies gilt etwa für die skandinavischen Länder. Diese klare Erkenntnis passt den konservativen Bildungstheoretikern der Koalitionsparteien natürlich nicht ins Konzept. Wir dagegen fordern klare Konsequenzen. Die Strukturen unseres Schul- und Bildungswesens gehören auf den Prüfstand. Es darf da keine Tabus geben!
Was die Bildungsfinanzierung angeht, sind wir der Auffassung, dass Bildung von der Kita bis zum Hochschulabschluss beitragsfrei zu gestalten ist. Dieses Ziel müssen wir stufenweise erreichen. Unser erster Schritt in diese Richtung ist, wie bereits berichtet, das beitragsfreie letzte Kindergartenjahr. – Die Landesregierung betreibt mit der Einführung von Studiengebühren übrigens das genaue Gegenteil dieser von uns vertretenen Linie einer insgesamt gebührenfreien Bildung. Und das mit fatalen Folgen. So musste Wissenschaftsminister Pinkwart vor wenigen Tagen eingestehen, dass die Zahl der Studienanfänger in NRW bereits rückläufig ist. Fakt ist aber, dass unser Land in Zukunft nicht weniger, sondern mehr qualifizierte Hochschulabsolventen benötigt.
Lasst mich abschließend noch ein paar Takte zur aktuellen Verkehrspolitik in Deutschland und Nordrhein-Westfalen sagen. Ein großes Sorgenkind ist zurzeit der Schienenpersonennahverkehr (SPNV). Die Bundesregierung plant, in den nächsten vier Jahren Regionalisierungsmittel in Höhe von bundesweit 3,29 Mrd. Euro zu streichen – und das haut richtig rein. Noch ist nicht bekannt, wie die Landesregierung diese Ausfälle, soweit sie auf NRW entfallen, auf die verschiedenen Regionen bzw. Zweckverbände verteilen will. Liebe Genossinnen und Genossen, es wäre völlig inakzeptabel, wenn die ländlichen Regionen, also z.B. die Kreise Olpe und Siegen-Wittgenstein, am Ende überproportional betroffen wären, die Ballungsräume dagegen weitgehend verschont blieben. Wir müssen peinlich darauf achten, dass es nicht zu einer solchen für uns nachteiligen Entwicklung kommt. Denn es geht hier schließlich um viel: Es drohen nicht nur Angebotseinschränkungen, sondern womöglich sogar Streckenstilllegungen. Wir müssen hier also in der nächsten Zeit besonders wachsam sein. Denn wir benötigen in Südwestfalen weiterhin einen attraktiven Öffentlichen Personennahverkehr - auf der Schiene wie auch auf der Straße!
In diesem Zusammenhang noch ein Wort zur Ruhr-Sieg-Strecke der Bahn. Ihr werdet gehört und gelesen haben, dass inzwischen im nördlichen Bereich der Stadt Kreuztal umfangreiche Gleisbauarbeiten eingeleitet worden sind. Die Modernisierung dieser Nord-Süd-Trasse ist auch für uns im Kreis Olpe von großer Bedeutung. – Im Integrierten Gesamtverkehrsplan (IGVP) des Landes ist die für uns ebenso wichtige Strecke von Siegen nach Köln dagegen „auf die hinteren Ränge“ geraten. Mittel- und längerfristig darf natürlich auch hier der Anschluss nicht verpasst werden. Darauf werde ich in den zuständigen Düsseldorfer Gremien mit Nachdruck drängen.
So, liebe Genossinnen und Genossen, ich will Eure Geduld nicht überstrapazieren. Es ging mir lediglich darum, Euch einen Überblick über die aktuellen landespolitischen Entwicklungen zu verschaffen. Ich  hoffe, dies ist mir gelungen. Lasst mich noch einmal kurz zusammenfassen:
Die Regierung Rüttgers hält bisher nicht, was sie den Wählerinnen und Wählern im vorigen Jahr versprochen hat.  In nahezu allen Politikbereichen sind keine klaren Linien zu erkennen. Paradebeispiel ist die Schul- und Bildungspolitik. Die Haushaltspolitik lässt zukunftsweisende Prioritätensetzungen vermissen - und das, obwohl von einer konsequenten Konsolidierung auf der Ausgabenseite des Landeshaushalts keinesfalls die Rede sein kann.
Diese negative Bilanz hat insbesondere Ministerpräsident Rüttgers zu verantworten. Dieser Regierungschef ist weder Fisch noch Fleisch. Signifikant für sein unterentwickeltes politisches Rückgrat ist nicht zuletzt die Sozialrhetorik, durch die er in den letzten Wochen und Monaten von sich Reden gemacht hat. Ihr wisst, wovon ich spreche. Liebe Genossinnen und Genossen, eines steht doch inzwischen fest: Dieser Mann blinkt links und biegt nach rechts ab. Nordrhein-Westfalen hat einen besseren Ministerpräsidenten und eine bessere Landesregierung verdient. Daran arbeiten wir Sozialdemokraten in Düsseldorf.
Euch allen ein herzliches "Glück Auf" !

